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A) Bund-Länder-Digitalgipfel 

 

B) Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister 

 

I. 

 

1. Wehrhafter Rechtsstaat - Wie lassen sich die freiheitliche demokratische 

Grundordnung und ihre Institutionen gegen Verfassungsfeinde verteidigen? 

 

2. Verhinderung von Verfassungsfeinden als Sachverständige und Gutachter für 

gerichtliche Verfahren 

 

3. Digitale Gewalt effektiver bekämpfen – Zugang zum Recht erleichtern 

 

4. Europäische Lieferkettenrichtlinie – Menschenrechte schützen, 

Wettbewerbschancen stärken 

 

5. Abschaffung der missbrauchsanfälligen Inhabergrundschuld -  Verbraucherschutz 

im Kreditsicherungsrecht fördern 

 

6. Fahrgastrechte stärken – Endlich effektive Durchsetzung von 

Entschädigungsansprüchen gewährleisten 
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7. Kodifikation des Nebengüterrechts 

 

8. Reform des Abstammungsrechts – Diskriminierung lesbischer Paare beenden – 

Einführung der Mit-Mutterschaft kraft Gesetzes 

 

9. Pflegefamilien stärken - Kostenbelastung bei der Adoption volljährig gewordener 

Pflegekinder reduzieren 

 

10. Anhebung der Streitwertgrenze des § 15a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EGZPO 

 

11. Kostenausgleich auch bei unterbrochenen Verfahren ermöglichen – Möglichkeit der 

Teilkostenentscheidung gesetzlich regeln 

 

12. Einsatz innovativer Technologien in Kostenfestsetzungsverfahren 

 

13. Elektronische Einreichung höchstpersönlicher Erklärungen 

 

14. Verankerung eines geteilten Spruchkörpervorsitzes und einer geteilten 

Gerichtleitung im Gerichtsverfassungsgesetz 

 

15. jetzt II.23 

 

16. Subsidiaritätsfrühwarnsystem 

 

17. Bericht der Arbeitsgruppe „Urheberrecht bei Bauwerken“ 

18. Zukunft der volljuristischen Ausbildung 

 

19. Digitale Europäische Prokura II 

 

20. Besserer Schutz der Intim- und Privatsphäre von Kindern in sozialen Medien 
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II. 

 

1. Überarbeitungsbedarf der Regelung zur Erteilung von Auskünften und Akteneinsicht 

 

2. Effektive Ermittlungsinstrumente im Bereich elektronischer Kommunikation und 

digitaler Daten schaffen – Datensicherung bei Providern stärken 

 

3. Organisierte Kriminalität effektiver bekämpfen durch Einziehung hochwertiger 

Kraftfahrzeuge 

 

4. Einsatz von Vertrauenspersonen – Rechtssicherheit erhöhen, ohne das 

Ermittlungsinstrument zu schwächen 

 

5. Illegale Kraftfahrzeugrennen wirksam bekämpfen 

 

6. Entwurf eines Cannabisgesetzes; Risiken und Folgen 

 

7. Effektive Ermittlungen bei schwerwiegenden Umweltstraftaten 

 

8. Abschlussbericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe des Strafrechtsausschusses 

„Onlinedienste zur Meldung von Hasskommentaren für Bürgerinnen und Bürger“ 

 

9. Strafbarkeitslücke bei der heimlichen Überwachung mittels Bluetooth-Trackern und 

anderen Eingriffen in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung durch 

Privatpersonen schließen 

 

10. Konsequente Verfolgung LSBTIQ*-feindlicher Straftaten 

 

11. Opfer von Hasskriminalität besser schützen 

 

12. Besserer Schutz von gefährdeten Sprachmittlerinnen und Sprachmittlern 
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13. Information geschädigter Personen im Strafverfahren  

 

14. Strafrecht und Generative Künstliche Intelligenz 

 

15. Jugendgewalt 

 

16. siehe TOP II.9 

 

17. Erleichterungen für Hauptverhandlungen insbesondere in Wirtschaftsstrafverfahren 

 

18. Klimaschutz rechtsfertigt keine Straftaten – Umgang der Staatsanwaltschaften und 

Gerichte mit im Namen des Klimaschutzes begangenen Straftaten 

 

19. Strafbarkeit des unerlaubten Entfernens vom Unfallort 

 

20. Vermeidung von Kriminalstraftaten beim Fahren ohne Fahrschein 

 

21. Abschlussbericht der ressortübergreifenden Arbeitsgruppe von 

Justizministerkonferenz und Gesundheitsministerkonferenz zur Qualifizierung von 

Sachverständigen für das Überprüfungsverfahren nach § 67e StGB 

 

22. Lagebild und gesetzgeberischer Handlungsbedarf bei Messerangriffen 

 

23. Digitale-Dienste-Gesetz 

 

24. Antisemitischer Terror der Hamas in Israel und die Folgen für den öffentlichen 

Frieden in Deutschland. Konsequenter strafrechtlicher Schutz jüdischen Lebens in 

Deutschland. 

 


